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interview: ronen steinke
und jörg häntzschel

E s ist ein Treffen zwischen zwei jüdi-
schen Intellektuellen, die auf entge-
gengesetzte Weise mit Deutschland

hadern. Die Philosophin Susan Neiman,
1955 geboren in den USA, hat sich für ein
Leben in Deutschland entschieden. Sie
spürt heute eine größere Freundlichkeit ge-
genüber Juden, teils sogar eine aus schlech-
tem Gewissen herrührende überzogene po-
litische Korrektheit, die mitunter dazu füh-
re, dass der deutsche Staat Kritik an Israel
unterdrücke. Neiman, die seit 20 Jahren
das Potsdamer Einstein-Forum leitet, hat
sich deshalb im Dezember mit rund 20 an-
deren Kulturinstitutionen zur „Initiative
Weltoffenheit“ zusammengeschlossen,
die die Folgen des BDS-Beschlusses des
Bundestags für die Meinungsfreiheit in
Deutschland beklagt: Mit der 2019 verab-
schiedeten Resolution forderte der Bundes-
tag, dass Vertreter der Boykottbewegung
gegen Israel nicht mehr in öffentlichen
Räumen auftreten dürfen. Der Historiker
Michael Brenner hingegen, 1964 geboren
in Weiden in der Oberpfalz, ist nach einer
Jugend in Deutschland immer öfter fortge-
gangen aus diesem Land. Heute lehrt er
teils in Washington, teils an der Universität
München, wo er auch Direktor des Zen-
trums für Israelstudien ist. Brenner wider-
spricht dem Befund der „Initiative Weltof-
fenheit“, in Deutschland hätten es Israelkri-
tiker schwer.

Frau Neiman, Sie leben seit den Achtziger-
jahren in Deutschland. Damals diskutier-
te man noch, ob das Jahr 1945 für die Deut-
schen wirklich eine Befreiung war.
Susan Neiman: Ja, nachdem mein erstes
Kind 1985 hier geboren wurde, habe ich
mir gesagt: Ein jüdisches Kind möchte ich
hier nicht aufziehen. Es ist noch nicht so
weit. Man kann nicht ein normales Leben
als jüdische Familie in Deutschland füh-
ren. Ich bin dann als Professorin in die USA
und dann nach Israel gegangen. Aber im
Jahr 2000 war ich der Meinung, Deutsch-
land hat sich gebessert – und bin wiederge-
kommen.

Finden Sie, das Meinungsklima in
Deutschland ist seither repressiver gewor-
den – und nicht etwa liberaler?
Neiman: Natürlich ist es nicht in allem re-
pressiver geworden. Aber ich merke doch,
dass der sehr verständliche Wunsch von an-
ständigen Deutschen, Verantwortung zu
übernehmen für das Tun ihrer Eltern und
Großeltern während der Nazizeit, zu einer
zunehmend konservativen Position führt,
wenn wir über die israelische Politik spre-
chen.

Sie meinen: Es geht immer Netanjahu-
freundlicher zu?
Neiman: Genau. Je schlimmer es wird in
Israel, je nationalistischer und rassisti-
scher, desto mehr müsste man eigentlich
seine Stimme dagegen erheben. Stattdes-
sen fällt mir in Deutschland eine Art Selbst-
zensur auf.

Sie haben sich gemeinsam mit einer Reihe
weiterer Leiter von deutschen Kulturinsti-
tuten zur „Initiative Weltoffenheit“ zu-
sammengeschlossen. Sie beklagen: Es gäl-
ten zunehmend Denk- und Sprechverbote
beim Thema Israel.
Neiman: Ich bewundere zum Teil die deut-
sche Vergangenheitsaufarbeitung. Aber
derzeit verklärt die deutsche Vergangen-
heit die israelisch-palästinensische Gegen-
wart.

Herr Brenner, nehmen Sie das auch so
wahr?
Michael Brenner: Nein. Ich teile auch nicht
den Eindruck von Susan Neiman, dass das
Klima in Deutschland so angenehm gewor-
den wäre für uns Juden. Susan, du hast in
den Neunzigerjahren ein Buch geschrie-
ben, „Slow Fire“, in dem ganz am Anfang
dieser Satz zwischen dir und deinem deut-
schen Freund steht: „Every time I see you I
think of Dachau, baby.“ Dieser Satz fasst
viel zusammen. Als Jude in Deutschland
ist es auch heute noch sehr schwer, Norma-
lität zu erreichen. Es ist eben nicht ver-
schwunden, dass man zunächst mal an die
Shoah denkt, wenn man Juden begegnet.
dass man mit einer Selbstverständlichkeit
in Deutschland jüdisch sein kann – die Ent-
wicklung dahin sehe ich in vergangenen
Jahren wieder zunehmend in Frage ge-
stellt. Das ist als Hintergrund nicht unwich-
tig für unsere Diskussion.

Was meinen Sie damit?
Brenner: Der Aufstieg einer rechtsextre-
men Partei, die dieses Kapitel deutscher
Vergangenheit nicht in der gleichen verant-
wortungsvollen Weise zu behandeln bereit
ist, wie es der Mainstream in Deutschland
inzwischen tut – und dann natürlich auch
die zunehmende physische Unsicherheit.
Der Anschlag in Halle ist nur ein Beispiel.

Herr Brenner, kann man Israel denn hier-
zulande völlig frei kritisieren?
Brenner: Es gibt eine intensiver werdende
Diskussion über die Frage, welche Form
von Kritik an Israel letztlich nur eine rheto-
rische Tarnung für Antisemitismus ist und
daher nicht in öffentlichen Einrichtungen
und unterstützt von Steuergeldern stattfin-
den sollte. Eine Diskussion darüber halte
ich für legitim. Susan – du und andere in
der Kulturwelt haben sich sehr daran ge-
stört, dass der Bundestag 2019 gesagt hat:
Wer zu einem Israel-Boykott aufruft, der
ist automatisch ein Antisemit und soll in
staatlichen Institutionen nicht auftreten…

Neiman: Allerdings. Übrigens ist das ei-
ne Idee, die auf die AfD zurückgeht! Die
AfD wollte im Grunde jeden, der mal etwas
mit dem BDS zu tun hatte – also mit der Be-
wegung, die sich „Boykott, Desinvestition
und Sanktionen“ gegen Israel auf die Fah-
nen geschrieben hat –, verbannen. Die an-
deren Parteien wollten sich nicht von der
AfD in Sachen Antisemitismus übertreffen

lassen. Also haben sie 16 Tage später den
jetzigen BDS-Beschluss verabschiedet.

Brenner: Einspruch. Die Diskussion
über den Umgang mit israelbezogenen An-
tisemitismus wird in Deutschland schon
länger geführt. Das hat nichts mit der AfD
zu tun. Die Diskussion hat es in Landespar-
lamenten gegeben und auch schon in vie-
len Kommunen wie etwa dem SPD-regier-
ten München.

Neiman: Man darf das aber nicht aus-
blenden. Das ist eine Taktik von Rechten,
den eigenen Rassismus mit einer Art Philo-
semitismus zu verdecken, das kann man
auch anderswo beobachten, bei Trump et-
wa. Nur sind die Rechten in Deutschland
auf deutsche Schuldgefühle gestoßen.
Hier sagt niemand: Moment mal! Sondern:
oh mein Gott, wir müssen für die Juden auf-
stehen! Ich finde es wichtiger, sich mit die-
ser Taktik zu befassen als mit allen mögli-
chen Definitionen von Antisemitismus.

Brenner: Ich verstehe deine Bedenken
gegen den Bundestagsbeschluss, Susan,
auch wenn man ihn nicht auf eine AfD-In-
itiative reduzieren kann. Auf der anderen
Seite werden jetzt vor lauter Empörung
über dieses Diktum des Bundestags The-
sen ventiliert, die nicht weniger problema-
tisch sind. Susan – du und deine Verbünde-
ten reklamieren die „Weltoffenheit“ für
euch. Ihr bezieht euch auf die Einladung an
den führenden Theoretiker des Postkoloni-
alismus, Achille Mbembe, nach Deutsch-
land vor einigen Monaten. Die Kritik von
Herrn Mbembe an Israel ist in ihrer Härte
kaum zu überbieten. Da geht es im Kern
um die Frage, wie halten wir es einerseits
mit der Erinnerung an die Shoah und wie
stehen wir andererseits zum Kolonialis-
mus. Und da sehe ich, wie diese beiden De-
batten in einer Weise zusammengeführt
werden, die ich nicht für richtig halte, weil
komplexe Dinge unzulässig vermengt wer-
den.

In dem Plädoyer von „Weltoffenheit“
heißt es: „Die historische Verantwortung
Deutschlands darf nicht dazu führen, an-
dere historische Erfahrungen von Gewalt
und Unterdrückung moralisch oder poli-
tisch pauschal zu delegitimieren.“
Brenner: Aber ich sehe den Zionismus
nicht als koloniales Projekt. Der moderne
Staat Israel ist begründet worden von
Flüchtlingen, sei es vor russischen Pogro-
men oder der Naziherrschaft oder aus der
arabischen Welt. Man kann auch nicht ver-
leugnen, dass dieses Land eine gewisse jü-
dische Geschichte hat, die immerhin ein
paar Tausend Jahre zurückreicht. Wenn
man das gleichsetzt mit kolonialen Projek-
ten Europas im 19. Jahrhundert, mit Sied-
lern, die aus England oder Frankreich nach

Afrika zogen, um dort Menschen für ihre
Kolonialmacht auszubeuten, diffamiert
man Israel.

Finden Sie deshalb, jemand mit einer sol-
chen Position wie Achille Mbembe solle
hierzulande nicht die Eröffnungsrede ei-
nes Kulturfestivals halten?
Brenner: Ich bin immer dafür, dass wir
uns gegenseitig zuhören, auch, wenn wir
uns mit einer Meinung schwertun. Nur:
Wenn man jemanden als Festredner nach
Deutschland einlädt, der „eine globale Iso-
lation Israels“ fordert, dann sollte man
nicht überrascht tun, wenn dies eine hefti-
ge Kontroverse auslöst. Es hat eben auch et-
was mit deutscher Geschichte zu tun, dass
heute dieser Staat Israel besteht und dass
es hierzulande so etwas wie eine besonde-
re historische Verantwortung gegenüber Is-
rael gibt.

Neiman: Ich teile deine Skepsis gegen-
über dem Postkolonialismus – und zwar
nicht nur, weil er Israel in einer Reihe mit
den anderen Kolonialmächten stellt. Aber
er prägt inzwischen das Klima an den ame-
rikanischen und britischen Universitäten,
auch in den Künsten. Wir müssen uns da-
mit auseinandersetzen – auch indem wir
Intellektuellen wie Mbembe zuhören.
Stattdessen hat der Bundestag sich dafür
ausgesprochen, dass solche Stimmen von
vornherein als antisemitisch gebrand-
markt und unterdrückt werden.

Sie sagen „unterdrückt“. Es hat vom Anti-
semitismusbeauftragten der Bundesre-
gierung heftige Kritik an der Einladung
Mbembes gegeben, aber keinen Zwang.
Neiman: Lassen Sie uns die Dinge nicht ver-
harmlosen. Wir als Initiative Weltoffenheit
erleben selbst teils furchtbare Reaktionen.
Manche von uns werden als Antisemiten
hingestellt, andere als selbsthassende Ju-
den. Mehreren Mitgliedern der Initiative
werden Dienstverfahren angedroht, Haus-
haltskürzungen. Ich weiß von Projekten,
die geplant waren, aber aufgrund der Zuge-
hörigkeit zur Initiative abgesagt worden
sind.

Im Mittelpunkt steht die Frage, wann Kri-
tik an Israel antisemitisch ist. Wie sehen
Sie das, Frau Neiman?
Neiman: Ich finde die Gleichsetzung von Is-
rael und Juden antisemitisch: Wenn Juden
in aller Welt sich für die israelische Regie-
rung rechtfertigen oder sich mit ihr iden-
tisch fühlen sollen. Diese Gleichsetzung
wird leider von Benjamin Netanjahu beför-
dert, wenn er vorgibt, für alle Juden zu spre-
chen. Angesichts des Charakters von Israel
als einem jüdischen Staat, wie es 2018 von
Netanjahu auch in einem Gesetz fixiert
worden ist, frage ich: Ist es antisemitisch,
das infrage zu stellen? Könnte man sich
nicht verschiedene Formen binationaler
Staaten vorstellen, die jüdischen und arabi-
schen Bürgern gleiche Rechte garantieren?

Israelische Linke können sich so etwas
durchaus vorstellen.
Neiman: Ich weiß, dass es sehr kompeten-
te Israelis gibt, die an Gegenmodellen zu
Netanjahu arbeiten. Mein Freund Omri
Boehm hat dazu gerade das Buch „Israel –
eine Utopie“ veröffentlicht. Aber das ist
nicht der Punkt. Der Punkt ist: Man muss
solche Gespräche in Deutschland führen
können, so wie man sie auch in Israel oder
in den USA führt. Es kann nicht sein, dass
wegen der deutschen Geschichte Tabus
herrschen.

Brenner: Ich stimme mit dir überein,
wenn es um die Traumvorstellung eines bi-
nationalen Staates geht. Aber es ist eben ei-
ne Traumvorstellung. Für Juden ist es im-
mer gefährlich gewesen, Minderheit zu
sein. In Europa und auch in arabischen Län-
dern. Wenn die Mehrheit der Israelis und
der Palästinenser sagt: Wir wollen einen ge-
meinsamen Staat starten, okay. Wenn aber
ein paar Intellektuelle in anderen Ländern
das Recht Israels bestreiten, als jüdischer
Staat zu existieren, halte ich das für proble-
matisch.

Neiman: Mir geht es darum, ob es disku-
tierbar ist. Deshalb habe ich zwei Namen in
die Debatte eingebracht: Albert Einstein
und Hannah Arendt. Beide haben in
Deutschland kanonischen Status, doch
man vergisst, wie radikal ihre Haltung zu
Israel war. Sie haben den Staat unterstützt,
gleichzeitig haben sie die Vertreibung, Er-
mordung und Benachteiligung der Palästi-

nenser stark kritisiert. Ein Massaker an
Arabern, für das der spätere Staatschef Me-
nachem Begin verantwortlich war, nann-
ten sie sogar „faschistisch“. Was sie damals
sagen durften, ist heute kaum sagbar. Und
wenn man darauf hinweist, wird man in
deutschen Zeitungen fertiggemacht. Ich
habe es erlebt.

Omri Boehm nennt im Vorwort seines
Buchs, das Sie gerade erwähnt haben, Tei-
le von Netanjahus Koalition von 2018/19
„faschistisch“. Das Buch wurde in vielen
Zeitungen lobend besprochen. Wo ist da
die Meinungsfreiheit in Gefahr?
Neiman: Der Erfolg des Buchs in Deutsch-
land hat mich sehr gefreut. Aber als ich
mich darum bemüht habe, Veranstaltun-
gen zu diesem Buch zu organisieren, ha-
ben sich viele Veranstalter zurückgezogen,
weil sie Angst hatten. Am Ende waren nur
das Einstein-Forum und das Theater Heb-
bel am Ufer – beide „Weltoffenheit“ – be-
reit, eine Veranstaltung zu Boehms Buch
zu machen.

Brenner: Die Polarisierung in der Öf-
fentlichkeit ist einfach so groß, dass bei die-
sen Themen jeder einen Shitstorm erlebt,
egal ob er sich pro oder contra Israel äu-
ßert. Das wird bei den Reaktionen auf die-
ses Interview auch nicht anders sein. Blei-
ben wir sachlich: Das ist keine Meinungs-
diktatur, sondern halt eine Kontroverse.
Aber zu deinem Verweis auf Einstein und
Hannah Arendt. Du hast da als Philosophin
gesprochen. Ich als Historiker halte es für
ahistorisch, sie für den heutigen Kontext
zu benützen. Wir wissen nicht, ob sie heute
das Gleiche sagen würden. Immerhin: Ein-
stein war in Israel nicht Persona non grata,
er wurde als zweiter Staatspräsident vorge-
schlagen.

Frau Neiman, finden Sie, dass Sie die Din-
ge, die Sie gerade gesagt haben, in
Deutschland nicht frei sagen dürfen?
Neiman: Ich habe doch gesagt, dass viele
unserer Mitglieder unter Druck gesetzt
wurden. Das ist keine Zensur, aber wenn
man mit Haushaltskürzungen oder Dienst-
verfahren bedroht wird, wird man sich in
Zukunft zwei Mal überlegen, ob man so et-
was noch mal macht. Wir leben zum Glück
in einem Land, in dem Kultur öffentlich
mit viel Geld gefördert wird, weil man sie
als Teil der Demokratie versteht. Das heißt
aber auch, dass der Staat über diese Gelder
entscheiden kann. Und das kann wie Zen-
sur wirken.

Brenner: Der Aufruf der „Initiative Welt-
offenheit“ wurde von den größten deut-
schen Kulturinstitutionen unterschrieben.
Wie Märtyrer kommen die mir nicht vor.
Aber wenn tatsächlich mit Mittelkürzun-
gen gedroht wurde, dann muss man das pu-
blik machen. Das fände ich auch skandalös.

Herr Brenner, Sie sprachen von der Polari-
sierung, von zwei Lagern. Es gibt aber nur
eine einzige offizielle staatliche Position.
Sie besagt, dass öffentliche Institutionen
Personen, die der BDS-Nähe verdächtigt
werden, nicht einladen sollen.
Brenner: Mit administrativer Diskursbe-
endigung erreicht man nicht viel. Die BDS-
Bewegung ist eine Boykottbewegung.
Wenn wir eine Boykottbewegung boykot-
tieren, kann der Schuss auch nach hinten
losgehen. Manchmal geben wir ihnen da-
durch erst die Aufmerksamkeit, die sie
sonst nicht bekämen. Dennoch sollten die
Leute in öffentlichen Institutionen nicht
die Augen davor verschließen, dass es ei-
nen Antisemitismus gibt, der israelbezo-
gen ist. Dazu gehört auch, Israel zu boykot-
tieren und zu dämonisieren, aber sich
nicht um die zahlreichen Diktaturen dieser
Welt zu kümmern – also mit zweierlei Maß
zu messen.

Neiman: Ich sehe das auch so. Was Chi-
na mit den Uiguren macht, ist schlimmer
als das, was Israel mit den Palästinensern
macht, keine Frage. Andererseits behaup-
tet Israel immer, die einzige Demokratie
im Nahen Osten zu sein. Es bekommt sehr
viel EU-Gelder, versteht sich als Teil von
Europa, will westliche Werte verkörpern.
Doch Israel ist keine Demokratie aller sei-
ner Bürger mehr. Israel spielt selbst also
auch mit zwei Maßstäben.

In der Mbembe-Debatte ging es auch um
die Frage, ob man den Holocaust mit ande-
ren Menschheitsverbrechen vergleichen
darf.
Brenner: Vergleichen darf man immer,
aber nicht gleichsetzen.

Neiman: Natürlich kann man den Holo-
caust mit anderem vergleichen. Aber mir ist
diese Olympiade „Wer hat am meisten gelit-
ten“ zunehmend zuwider. Was die Gleichset-
zung betrifft: Inzwischen ist in Deutschland
überall von zwei Diktaturen die Rede, vor al-
lem bei der CDU. Die DDR und der National-
sozialismus werden parallel gesetzt. Ob-
wohl es immer heißt, nein, man darf den Ho-
locaust mit gar nichts vergleichen, wird die-
ser Vergleich sehr oft gezogen, auf eine Wei-
se, die ich sehr problematisch finde.

Müssten die jüdischen Gemeinden den
Diskurs um die Grenzen der Kritik an Isra-
el nicht fördern, statt bestimmte Haltun-
gen als inakzeptabel zu ächten?
Brenner: Glauben Sie mir: auch in den jüdi-
schen Gemeinden gibt es eine große Mei-
nungsvielfalt. Nicht umsonst heißt es:
zwei Juden, drei Meinungen. Auch hier gilt
das Mehrheitsprinzip. Die Vertreter der Ge-
meinden werden demokratisch gewählt,
und wenn ihre Mitglieder mit ihnen nicht
einverstanden ist, sollten sie sich in der Ge-
meindepolitik engagieren.

Neiman: Die jüdische Gemeinde
Deutschlands ist sehr konservativ. Die
Zahl der Juden in Deutschland wächst,
weil viele Juden aus England, Israel und
den USA hierher ziehen. Nur kommen die
nicht auf die Idee, in die Gemeinde einzu-
treten. Natürlich hast du recht: Wer sich
über die Gemeinde beschwert, kann eintre-
ten und dafür arbeiten, dass es besser
wird. Aber ich möchte dennoch festhalten,
dass es mindestens so viele Juden in
Deutschland außerhalb wie innerhalb der
Gemeinde gibt. Die Gemeinde hat nicht
das Recht, für alle Juden in Deutschland zu
sprechen.

Sie kennen beide den amerikanischen
und den deutschen Kontext. Muss man in
Deutschland anders über Israel reden als
in Amerika?
Brenner: Man kann nicht so tun, als ob die
gesellschaftlichen Voraussetzungen die
gleichen wären. Der Pluralismus im jüdi-
schen Amerika ist viel größer, während es
hier keinen öffentlichen jüdischen Diskurs
gibt, die jüdische Gemeinschaft ist dafür
zu winzig. Dort leben sechs Millionen Ju-
den, hier 150 000. Deshalb wird man in
Deutschland als eine von zehn oder 15 be-
kannteren jüdischen Figuren sofort als „jü-
dische Stimme“ dargestellt und aus die-
sem Grund ziehe ich es vor, mich zu man-
chen Debatten in Deutschland lieber nicht
zu äußern. Denn ich muss mir immer be-
wusst sein, dass ich in Deutschland, wo der
Anteil der jüdischen Bevölkerung nur 0,2
Prozent beträgt, eigentlich immer zu ei-
nem rein nicht-jüdischen Publikum spre-
che.

Neiman: Bei den Deutschen sind die
Traumata so groß, dass viele sich nicht mit
dem Judentum oder mit Israel beschäfti-
gen. Der Mangel an Wissen ist teils überra-
schend verheerend. Was die meisten Deut-
schen über die Juden wissen ist: Wir haben
sie auf schreckliche Weise ermordet. Ich
finde es wichtig, einem deutschen Publi-
kum zu sagen: ich verstehe eure Ängste,
ich schätze euren Versuch, Verantwortung
für die Verbrechen eurer Väter und Großvä-
ter zu übernehmen, aber seid nicht so
selbstbezogen! Seid offen dafür, was im in-
ternationalen jüdischen Diskurs stattfin-
det und was in Israel passiert.

„Das kann wie
Zensur wirken“

BDS, Mbembe-Debatte, Initiative „Weltoffenheit“: Ein Streitgespräch
zwischen Susan Neiman und Michael Brenner über Kritik an Israel

„Das ist eine Taktik von
Rechten, den eigenen

Rassismus mit einer Art
Philosemitismus zu verdecken.“

Susan Neiman
Ein Werk des britischen Guerilla-Spray-
künstlers Banksy, das im vergangenen Ok-
tober an einer Hauswand im englischen
Nottingham aufgetaucht war, ist entfernt
und an eine Kunstgalerie in Essex verkauft
worden. Die Arbeit zeigt ein Mädchen, das
einen Fahrradreifen wie einen Hula-Hoop-
Ring um die Hüften wirbelt. Vor dem Bild
war ein Fahrrad der Marke Raleigh an ei-
nen Laternenpfahl gekettet, dem das Hin-
terrad fehlte. Nachdem Banksy die Echt-
heit per Instagram bestätigt hatte, war das
Graffito zu einer lokalen Attraktion gewor-
den. Nun haben die Brandler Galleries in
Brentwood es laut Informationen des Guar-
dian samt Fahrrad dem Hauseigentümer
für eine nicht näher bezifferte, sechsstelli-
ge Summe abgekauft. Banksy-Arbeiten
sind in den vergangenen Jahren immer wie-
der aus Mauern herausgebrochen und ver-
kauft worden. So besitzt der Galerist John
Brandler bereits eine Reihe von Banksys,
darunter „Season’s Greetings“, eine Arbeit,
die 2019 an einer Garage im walisischen
Port Talbot angebracht worden war. Nach
Angaben des Nottinghamer Hauseigentü-
mers seien Versuche gescheitert, das
Kunstwerk der Stadt als Schenkung zu
überlassen. Der Erlös soll nun einem loka-
len wohltätigen Zweck zugutekommen.
Der Ankäufer John Brandler plant nun, das
Hula-Hoop-Wandbild im Verlaufe des Jah-
res bei einer Ausstellung im Moyse’s Hall
Museum in Bury St. Edmunds, Suffolk, zu
zeigen.  alexander menden

Hatte man sich zu Anfang des zweiten
Lockdowns in Bayern noch ein Buch be-
stellt, fand man sich in einem Spionage-
thriller wieder. Klandestine Verabredung
mit dem Buchhändler an der Straßenecke,
man grüßt diskret, er legt das Buch im Vor-
beigehen auf den Gepäckträger eines am
Rand geparkten Fahrrads, wo man es eben-
so unauffällig einsteckt. Rechnung folgt.
Alles schwer verboten. Seit dem 11. Januar
ist immerhin die Bestellung und Abholung
im Laden wieder erlaubt. Eine breite Alli-
anz von Verlegerinnen und Verlegern,
Buchhandlungen, Schriftstellerinnen und
Schriftstellern fordert nun in einem offe-
nen Brief an den bayerischen Ministerprä-
sidenten Markus Söder, die Buchläden wie-
der ganz öffnen zu dürfen.

In Berlin, Brandenburg und Sachsen-
Anhalt gehören Buchhandlungen zu den
Geschäften, die wie Drogerien und Kioske
vom Lockdown ausgenommen sind. Dafür
spricht einiges. In dem Schreiben an Söder
heißt es: „Die Buchbranche leistet einen an-
erkannten Beitrag zu Wissen, Bildung und
Kultur. Sie sichert die Meinungsvielfalt
und stärkt die Demokratie. In Zeiten des
Lockdowns sind Bücher wichtiger denn je.
Es wird mehr gelesen, die Menschen su-
chen nach Büchern, und sie wollen beraten
werden.“ Bestellservices helfen indes in
der Tat nur Leserinnen und Lesern, die
schon wissen, welches Buch sie kaufen wol-
len. Schon vor der Pandemie gab es aller-
dings für den Leserschwund vor allem eine
Erklärung: die meisten Menschen wissen
das nicht. Sie fühlen sich von der Vielfalt
der Neuerscheinungen überfordert und
sehnen sich nach Rat.

Den geben die Buchhandlungen auch
im Lockdown aufopferungsvoll. Mit per-
sönlicher Auslieferung, Telefonberatung
und klug gepflegten Internetauftritten hal-
fen sie mit, die Talfahrt der Umsätze zu ver-
hindern, die zu Beginn der Pandemie er-
wartet worden war. Das Geschäftsjahr
2020 schien kein allzu schlechtes zu wer-
den, dann allerdings sagte die Vorsteherin
des Börsenvereins des deutschen Buchhan-
dels Karin Schmidt-Friderichs: „Die erneu-
ten Ladenschließungen mitten im Weih-
nachtsgeschäft stoppten die Aufholjagd,
mit der es dem Buchhandel fast gelungen
wäre, die Einbußen aus dem Shutdown im
Frühjahr auszugleichen“.

In dem federführend von der Verlegerin
Antje Kunstmann und dem Buchhändler
Michael Lemling (Lehmkuhl, München) un-
terzeichneten Brief heißt es nun: „Nach in-
zwischen zwei Monaten Lockdown und ei-
nem drastischen Umsatzrückgang sind
wir mit unseren Autorinnen und Autoren
in großer Sorge um unsere Unternehmen“.
Mit unterschrieben haben den Brief unter
anderem Martin Walser, Susanne Fröh-
lich, Uwe Timm, Petra Morsbach, Herta
Müller und Alexander Kluge. Die Öffnung
der Friseursalons, erklärte Söder zuletzt,
habe „auch mit Würde zu tun in diesen
schwierigen Zeiten". Das müsste für die
Möglichkeit, in diesem langen Winter oh-
ne Kulturveranstaltungen, wenigstens an
Bücher ohne Umstände heranzukommen,
ohne Frage auch gelten. marie schmidt

„Die öffentlichen Institutionen
sollten nicht die Augen davor

verschließen, dass es einen
Antisemitismus gibt, der

israelbezogen ist.“
Michael Brenner

Mauern zu Geld
Wieder ein Banksy verkauft,

diesmal nach Essex

Auch Martin Walser
und Herta Müller
haben unterschrieben

Eine Sache
der Würde

Schriftsteller und Buchhändler
fordern die Öffnung der Läden
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Michael Brenner ist Historiker.
Er lehrt in Washington und

München. FOTO: STEPHAN RUMPF

Die Stadt als Kunst: Das Werk Banksys
im englischen Nottingham. FOTO: DPA

Susan Neiman ist Philosophin. Sie lebt
seit 20 Jahren in Deutschland und leitet

das Einstein-Forum. FOTO: BETTINA VOLKE
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